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Änderungsantrag zu FH-SF-01

Von Zeile 47 bis 49:
Videoüberwachung oder Videobeobachtung kann an Orten mit hoher
Kriminalitätsbelastung und sensiblen, gefährdeten öffentlichen Orten eine sinnvolle
Maßnahme sein. Kameratechnik ersetzt aber keine Polizeistreifen.

Sichtbare Kriminalität und spektakuläre Straftaten in der Öffentlichkeit verunsichern
die Bevölkerung in besonderem Maße. Neben repressiven Konzepten der Polizei muss
hier langfristig auf gesellschaftliche Lösungen und Prävention gesetzt werden.
Sogenannte „No Go Areas“ darf es nicht geben. Videoüberwachung oder
Videobeobachtung an Kriminalitätsbrennpunkten oder an gefährdeten Objekten,
können sinnvolle Bausteine innerhalb eines Gesamtkonzepts sein, sind aber keine
alleinige Lösung von Sicherheitsproblemen und ersetzen keine polizeiliche Präsenz.
Eine flächendeckende Videoüberwachung lehnen wir ab.

Begründung

Es ist darauf abzuheben, dass Videotechnik niemals isoliert eingesetzt, sondern immer
in ein Gesamtkonzept mit präventiven und repressiven Elementen eingebettet werden
sollte. Die Ablehnung von flächendeckender Videoüberwachung gehört aber auch zu
einer klaren Position.
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